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Einleitung 

Beim Studium von Urteilen höchstrichterlicher Rechtsprechung zeigt sich, 
daß gleiche Rechtsfragen in Urteilen gelegentlich unterschiedlich beantwortet 
werden. Daher stellen sich die Fragen: Kommt dies häufig vor? Sind solche 
Divergenzen zu vermeiden? Welche geschriebenen Regelungen gibt es in der 
Rechtsordnung bezüglich solcher Divergenzen? Muß eine höchstrichterliche 
Entscheidung, die von einer anderen (in einer Rechtsfrage) abweicht, besonde-
re Voraussetzungen erfilllen? Erfiillen die im Teil A dargestellten Entscheidun-
gen diese Voraussetzungen? 

Zur Untersuchung dieser Fragen werden zunächst beispielhaft in einem er-
sten Teil der Arbeit einige Rechtsprechungssequenzen vorgestellt, in denen 
Rechtsfragen divergierend beantwortet werden. Überwiegend wurden sie aus 
dem Bereich der Sozialgerichtsbarkeit gewählt, denn die Sozialrechtsprechung 
hat merklichen volkswirtschaftlichen Einfluß. Schon im Einzelfall können 
wiederkehrende Zahlungen sich zu hohen Summen aufaddieren. Letztlich wird 
in Deutschland mit den Mitteln des Sozialrechts jährlich etwa eine Billion 
Deutsche Mark umverteilt1• 

In einem zweiten Teil werden verschiedene methodische Ansätze herange-
zogen. Damit soll geprüft werden, ob durch strikte methodische Verfahren 
Divergenzen vermieden werden könnten; unter diesem Aspekt werden auch die 
anfangs dargestellten Divergenzen untersucht. 

In einem dritten Teil wird zunächst dargestellt, welche Forderungen die 
Rechtsordnung an die entscheidenden Richter stellt, die von einer bereits vor-
liegenden Entscheidung abweichen wollen. Diese Forderungen sind zum einen 
in den Vorschriften über die Ausgleichsverfahren2 und zum anderen in Be-
gründungsregeln vorgegeben. Im Anschluß daran wird untersucht, ob die ein-
gangs vorgestellten Urteile diesen Anforderungen genügen. 

Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft, Zahlen zur wirtschaftlichen Entwicklung 
der Bundesrepublik Deutschland, Ausgabe 1995, Köln 1995, S. 82. 

Diese Bezeichnung ist in Anschluß an Hanack gewählt worden. V gl. Hanack, 
Ausgleich, S. I. 
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Als Ergebnis wird zusammengefaßt, welche Mindestanforderungen sich aus 
der Rechtsordnung ergeben, denen ein höchstrichterliches Urteil genügen 
müßte, das von einem anderen abweichen will. Des weiteren soll festgestellt 
werden, welche Folgen bei Mißachtung dieser Mindestanforderungen eintreten 
könnten. 



A. Rechtsprechungsdivergenzen 

In einer beispielhaften Auswahl werden Divergenzen in der höchstrichterli-
chen Rechtsprechung1 in Rechtsprechungssequenzen dargestellt. Eine Recht-
sprechungssequenz ist eine Folge von Urteilen zu ähnlichen Sachverhaltskon-
stellationen und Problemen innerhalb eines mehr oder weniger langen Zeit-
raums von demselben oder auch von verschiedenen Spruchkörpem2• 

Ausführlich werden Urteilssequenzen des Bundessozialgerichts im Zusam-
menhang mit dem sozialrechtlichen Herstellungsanspruch dargestellt. Hin-
sichtlich der Rechtsfolgen werden Antworten auf die Fragen "Ist die Rückzah-
lung rechtmäßig geleisteter Versicherungsbeiträge zulässig?", "Sind die Auf-
stockung und die Umbuchung zulässige Rechtsfolgen?" geschildert. Im An-
schluß daran werden Urteile zur Beratungspflicht des Sozialversicherungsträ-
gers behandelt, denn häufig ist eine Verletzung dieser Pflicht die Vorausset-
zung für die Geltendmachung des sozialrechtlichen Herstellungsanspruches. Es 
handelt sich bei der Beratungspflicht um eine zunächst richterrechtliche Figur, 
die dann aber in § 14 SGB ! 3 positiviert wurde und dennoch parallel weiterhin 
richterrechtlich begründet wird. 

Verhältnismäßig ausführlich wird dann auf Zweifelsfragen zum sog. Mehr-
stufenschema im Sozialrecht eingegangen. Das Mehrstufenschema wurde zur 
Konkretisierung der Regelungen zur Berufsunflihigkeit4 entwickelt, hat aber 

Unter "höchstrichterlicher Rechtsprechung" sollen Entscheidungen der obersten 
Gerichtshöfe des Bundes einschließlich der Entscheidungen der Großen Senate und des 
Gemeinsamen Senats verstanden werden. (Vgl. dazu Olzen, JZ 1985, 155, 155 f). Ab-
weichende Entscheidungen zu und von dem Bundesverfassungsgericht werden nur am 
Rande erwähnt. 

Im Anschluß an Podlech, Entscheidungssequenz, S. 225. Dort wird vorgeschla-
gen, Entscheidungssequenzen über Mengen sozialer Probleme zu definieren (S. 226). In 
der vorliegenden Arbeit werden die Entscheidungssequenzen über konkrete Rechtsfra-
gen formuliert, da sich letztlich diese Rechtsfragen auch auf soziale Probleme beziehen. 

Wortlaut siehe Fußnote zu Beginn bei A II 2. 

Der Begriff der Berufsunfähigkeit gehöre wegen seiner Auswirkungen auf das 
wirtschaftliche Schicksal fast der gesamten abhängig arbeitenden Bevölkerung im Ver-
sicherungsfall zu den praktisch bedeutsamsten Rechtsbegriffen der gesamten öffentli-


